
POLITIK4 No. 5/2024

BERLIN – Die freien Berufe und die sie tragende 
Selbstverwaltung haben über sieben Jahrzehnte mit 
dazu beigetragen, dass Deutschland durch Leistungs-
orientierung, Dienst am Menschen, durch Vertrauen 
und Agilität ein Land mit höchster Lebensqualität ge-
worden ist.

Aktuell gibt es etliche gesellschaftliche Heraus-
forderungen. Die Sozialversicherungssysteme stoßen 
an ihre � nanziellen Grenzen, das Gesundheitssystem 
steht vor Umbrüchen, bedingt durch Fachkräftemangel, 
Demogra� e und damit einhergehend explodierende 
Kosten. Diese werden nicht durch noch mehr Beitrags- 
und Steuermittel abgefedert werden können. Vielmehr 
wird sich die Politik an die schwierigen Fragen der 
Priorisierung, Rationalisierung und Rationierung heran-

wagen müssen.
Umso wichtiger ist dabei die Rolle der Selbst-

verwaltung der freien Berufe. Denn die 
Selbstverwaltung entlastet den Staat. 

Selbstverwaltung bezeichnet eine Erscheinungsform 
der mittelbaren Staatsverwaltung, bei der ein Ver-
waltungsträger (z. B. der Bund) Verwaltungsaufgaben 
über andere Verwaltungsträger (z. B. KVen oder Berufs-
kammern) wahrnimmt. Mit dieser „Zwitterposition“ 
wird die Selbstverwaltung in Zeiten der Verände-
rungen und Verteilungskämpfe manche schwierige 
Entscheidung zu treffen haben. Mit Mut und Gestal-
tungsdrang wird sie in den kommenden Jahren die 
durch den Staat auferlegten Aufgaben gleichermaßen 
für ihre Berufsangehörigen, für Bürger sowie das 
Gemeinwohl sachgerecht erfüllen. Dazu muss jedoch 
die Politik die entlastende Rolle der Selbstverwaltung 
stärker anerkennen. Neue Vorgaben z. B. zur Berufs-
ausübung oder zusätzliche Berichtsp� ichten aus Bund 
und Ministerien bremsen in diesen herausfordernden 
Zeiten mehr, als dass sie Zusatznutzen stiften. 
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Zeiten des Umbruchs
Selbstverwaltung und freie Berufe anerkennen und befähigen.
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BERLIN – Die Niederlassung in der eigenen Zahnarztpraxis hat 
offenbar stark an Attraktivität verloren. Das geht aus einer repräsen-
tativen Online-Befragung des Zentralinstituts für die kassenärztliche 
Versorgung (Zi) in Zusammenarbeit mit der Kassenzahnärztlichen 
Bundesvereinigung (KZBV) hervor. Mehr als die Hälfte der Teilnehmer 
(58 Prozent) würden sich demnach heute nicht mehr niederlassen. 
Ein noch höherer Anteil (72 Prozent) überlegt, vorzeitig aus der Ver-
sorgung auszuscheiden. Dabei erachten nahezu 100 Prozent ihre 
Arbeit als sinnvoll und nützlich.

Grund für die hohe Unzufriedenheit innerhalb der Zahnärzte-
schaft sind vor allem die aktuellen Rahmenbedingungen: Knapp 
97 Prozent der befragten Zahnärzte fühlen sich durch die Vielzahl 
an bürokratischen Aufgaben überlastet, rund 81 Prozent sehen ihren 
Praxisablauf infolge einer praxisfernen Digitalisierung beeinträchtigt. 
Beide Faktoren führen zusammen mit einem sich verschärfenden 
Fachkräftemangel dazu, dass fast alle Teilnehmer die Zeit für ihre 
Kernaufgabe – die Patientenversorgung – eingeschränkt sehen.

Gekürzte Mittel verschärfen die Lage
Die Folgen des GKV-Finanzstabilisierungsgesetzes (GKV-FinStG) 

und der damit verbundenen Budgetierung verschärfen die Situation 
in den Praxen weiter. Drei Viertel der Teilnehmer gaben an, von den 
Honorarkürzungen bereits betroffen zu sein. Zwangsläu� g müssen 
die Praxen ihre Abläufe daher anpassen, was bei 87 Prozent bereits 
sogar zu Einschränkungen in der Patientenversorgung führt. Längere 
Wartezeiten auf einen Termin sind die Folge. Mit einer Verschlech-
terung ihrer wirtschaftlichen Lage noch in diesem Jahr rechnen fast 
90 Prozent.

„Diese Befragung zeigt eindrucksvoll, dass unsere Forderungen 
nach weniger Bürokratie, nach einer tragfähigen Finanzierung, nach 
einer praxistauglichen Digitalisierung und nach Abschaffung der 
Mittelbegrenzung keine haltlosen Lobbyisten-Klagen sind, wie es 
Bundesgesundheitsminister Lauterbach wiederholt behauptet“, er-
klärt Martin Hendges, Vorsitzender des Vorstandes der KZBV. „Diese 
Ergebnisse spiegeln die ganz realen Probleme und Sorgen der Praxen 
wider. Wir haben Minister Lauterbach bereits frühzeitig Lösungs-
vorschläge unterbreitet. Seine Vorstellung der Problemlösung, näm-
lich ein Wechsel hin zu einem staatlich gelenkten Gesundheitssystem, 
wird keine Abhilfe schaffen. Im Gegenteil!“

Hoher Stresslevel
Fast drei Viertel der Teilnehmer fühlen sich bereits jetzt „ausge-

brannt“, zumal sie immer mehr Patienten von Praxen übernehmen 
müssen, die aufgeben bzw. ihre Arbeitszeit reduzieren. Zudem sehen 
97 Prozent keine angemessene Wertschätzung ihrer Arbeit durch die 
Politik. „Mein Blick geht sorgenvoll in die Zukunft“, so Hendges wei-
ter. „Wenn sich so viele Kollegen am Limit sehen und mit dem Ge-
danken spielen, vorzeitig aus der Patientenversorgung auszusteigen, 
ist das ein eindeutiger Beweis für schlechte Rahmenbedingungen 
und damit auch nicht der dringend notwendige Anreiz für den zahn-

ärztlichen Nachwuchs, sich niederzulassen.“ 90 Prozent befürchten 
daher auch laut Stimmungsbarometer, keine geeignete Nachfolge für 
die Praxis zu � nden.

Verlässliche Rahmenbedingungen schaffen
„Gerade aber die selbstständig und freiberu� ich tätigen Zahn-

ärzte bilden das Fundament einer � ächendeckenden, wohnortnahen 
und qualitativ hochwertigen zahnärztlichen Versorgung. Mit einer 
durch staatszentrierte Großstrukturen organisierten Versorgung wird 
es nicht funktionieren, das bewährte Versorgungsniveau aufrecht-
zuerhalten. Die Unabhängigkeit von Weisungen und Interessen Drit-
ter sowie die fachliche Entscheidungsfreiheit im Rahmen der Berufs-
ausübung machen den Kern der Freiberu� ichkeit aus“, betont Hend-
ges und fordert daher von der Politik gute und verlässliche Rahmen-
bedingungen für die inhabergeführten Praxen. Daran führe kein Weg 
vorbei. In einigen Regionen zeige sich bereits heute exemplarisch, 
wie schlecht es um die wohnortnahe zahnärztliche Versorgung be-
stellt ist. Aber selbst dort, wo auf dem Papier aktuell noch eine gute 
Versorgungslage vorherrsche, dürfte es künftig eng werden – wenn 
die Politik nicht umgehend gegensteuert. 
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Alarmierende Ergebnisse
Umfrage bestätigt drohende Gefahr für zahnärztliche Versorgung.

Gerade aber die selbstständig und 
freiberufl ich tätigen Zahnärzte bilden 
das Fundament einer fl ächendeckenden, 
wohnortnahen und qualitativ hoch-
wertigen zahnärztlichen Versorgung. 
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BERLIN – „ZÄHNE zeigen gegen 
kranke Gesundheitspolitik!“ – unter 
diesem Motto haben sich im Juni viele 
Berliner Zahnärzte sowie Praxisperso-
nal gegen eine weitere Verschlechte-
rung politischer Rahmenbedingungen 
und eine zunehmende Reglemen-
tierung von Praxisabläufen gewandt. 
Zusammen mit den Auswirkungen des 
demogra� schen Wandels auf Praxis-
inhaber bildet dies eine gefährliche 
Mischung und droht, die wohnort-
nahe zahnmedizinische Patienten-
versorgung akut zu beeinträchtigen.

Die Organisatoren der Veranstaltung, Zahnärztekammer (ZÄK) Berlin und Kassenzahnärzt-
liche Vereinigung (KZV) Berlin, sowie der Verband medizinischer Fachberufe (vmf) machten dies 
in einer Podiumsdiskussion gegenüber zwei Repräsentanten der Berliner Landespolitik, Chris-
tian Zander, gesundheitspolitischer Sprecher der CDU-Fraktion, und Tobias Schulze, Sprecher für 
Gesundheit der Fraktion „Die Linke“, nachdrücklich klar. Bei der anschließenden Kundgebung 
am Kurfürstendamm zeigten Autofahrer und Passanten Verständnis für das Anliegen der Zahn-
ärzteschaft, die Patientenversorgung auch in Zukunft in gleichbleibend hoher Qualität zu gewähr-
leisten.

Alle drei Organisationen appellierten nachdrücklich an die Politik, die Grundlagen für eine 
qualitativ hochwertige Patientenversorgung zu schaffen und zu diesem Zweck bestehende Hürden 
abzubauen, keinesfalls ständig neue zu schaffen. Nicht nur in Berlin haben Zahnmediziner und 
Fachpersonal gegen die aktuelle Gesundheitspolitik demonstriert. Auch in Niedersachsen und 
Baden-Württemberg fanden Aktionen für den Erhalt der wohnortnahen zahnmedizinischen Ver-
sorgung statt. Eine weitere Aktion in Bayern gab es bereits am 12. Juni 2024. 
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Patientenversorgung in akuter 
Gefahr
Berliner Zahnärzteschaft warnt Politik.
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